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1
Struktur und Aufgaben des LAG

Der Länderausschuss Gentechnik (kurz: LAG) ist als Arbeitsgremium der Umweltministerkonferenz zugeordnet und nimmt dabei die notwendige Abstimmung und Koordination zwischen den Bundesländern in allen mit dem Vollzug des Gentechnikgesetzes verbundenen Fragen vor. 
Die für die Gentechnik zuständigen obersten Landesbehörden wirken im Länderausschuss Gentechnik zusammen, um Fragen aus den Aufgabenbereichen Umwelt-, Arbeits- und Gesundheitsschutz zu erörtern, Lösungen auszuarbeiten und Empfehlungen auszusprechen. Die federführenden Ressorts der Länder entsenden je ein Mitglied in den LAG. Die mitbeteiligten Ressorts können in Absprache mit den federführenden Ressorts ebenfalls vertreten sein, allerdings ohne Stimmrecht. Die beiden Ministerkonferenzen ASMK und GMK, deren Fachbereiche nicht mehrheitlich im LAG vertreten sind, entsenden zusätzlich jeweils zwei Mitglieder in den Ausschuss. Somit hat der LAG 20 gleichberechtigte, stimmberechtigte Mitglieder. Vertreter des Bundes nehmen i.d.R. an allen Sitzungen des LAG und seiner nachgeordneten Arbeitsgremien teil. Sie haben jedoch kein Stimmrecht.

Der LAG hat drei ständige Unterausschüsse, den Unterausschuss „Recht“, den Unterausschuss „Vollzug und Fachfragen“ und den Unterausschuss „Methodenentwicklung“. Für konkrete Aufgaben, deren Erledigung innerhalb eines Jahres erwartet werden kann, hat der LAG ad-hoc-Arbeitsgruppen eingerichtet (s.u.).
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Durchgeführte Sitzungen des LAG und seiner Ausschüsse im Berichtszeitraum

Sitzungen des LAG

	26. Sitzung
	12./13.11.2003
	Hamburg

	25. Sitzung
	 21./22.5.2003
	Münster

	24. Sitzung
	 13./14.11.2002
	Hameln

	23. Sitzung
	 4./5.6.2002
	Hamburg




Sitzungen des Unterausschusses Vollzug und Fachfragen

	31. Sitzung
	 9./10.10.2003 
	Husum 

	30. Sitzung
	 25./26.3.2003 
	Lübeck 

	29. Sitzung
	 10./11.9.2002 
	Augsburg 

	28. Sitzung
	 19./20.3.2002
	Aachen




Sitzungen des Unterausschusses Recht

	24. Sitzung
	 16./17.9.2003
	Hannover

	23. Sitzung
	 31.3./1.4.2003
	Kiel

	22. Sitzung
	 18./19.4.2002
	Magdeburg




Sitzungen des Unterausschusses Methodenentwicklung

	4. Sitzung
	18./19.9.2003
	Berlin

	3. Sitzung
	13./14.3.2003
	Berlin

	2. Sitzung
	26./27.9.2002
	Berlin

	1. Sitzung
	7./8.3.2002
	Berlin
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Schwerpunktthemen im Berichtszeitraum

3.1
Novelle Gentechnikgesetz

Im Berichtszeitraum wurde das Zweite Gesetz zur Änderung des Gentechnikgesetzes beschlossen (2. GenTG-ÄndG vom 16.08.2002, BGBl. S. 3220). Für den LAG resultierte daraus eine Reihe von zu bearbeitenden Themenstellungen:

Zur Aktualisierung der Formblätter zur Antragstellung nach dem Gentechnikgesetz wurde eine ad hoc Arbeitsgruppe unter der Federführung Hessens eingesetzt, die zur 25. Sitzung ihr Ergebnis vorlegte. Der LAG beschloss, den Ländern die Anwendung der erarbeiteten Fassung zu empfehlen.

Die aus den Ländern eingereichten Zweifelsfragen zum Vollzug des Gesetzes wurden zu einem Katalog zusammengefasst und den Unterausschüssen Recht und Vollzug und Fachfragen zur weiteren Diskussion zugewiesen. Die in den Gremien erarbeiteten Auslegungsvorschläge wurden vom LAG in der 25. Sitzung zur Kenntnis genommen.

Die Sammlung der LAG-Beschlüsse wurde von Sachsen-Anhalt an die neuen Gegebenheiten des novellierten GenTG angepasst und nach Erörterung  in den Unterausschüssen Recht und Vollzug und Fachfragen vom LAG in der 26. Sitzung zur Kenntnis genommen. 

3.2
Einrichtung von gemeinsamen Arbeitsgruppen LAG / LANA zur Einbeziehung naturschutzrechtlicher Fragestellungen i. R. der Umsetzung der geänderten Freisetzungsrichtlinie

Im Vorfeld der Umsetzung der novellierten Freisetzungsrichtlinie der EU wurde im Unterausschuss Recht ein Thesen- und Fragenkatalog zum Thema „Gentechnik und Naturschutz“ beschlossen, mit dem Ziel, eine gemeinsame Diskussionsbasis zu schaffen und Gemeinsamkeiten und Unterschiede des Gentechnik- und Naturschutzrechtes auszuloten. Dazu wurde u.a. eine gemeinsame Arbeitsgruppe aus Vertretern des LAG und der LANA angeregt. Neben dieser auf rechtliche Fragestellungen ausgerichteten ad hoc Arbeitsgruppe, die erstmals im April 2003 tagte, wurde auf Wunsch der LANA eine zweite, stärker fachlich ausgerichtete ad hoc Arbeitsgruppe eingerichtet, die sich vor allem auf Fragen des Monitorings von Umweltwirkungen gentechnisch veränderter Organismen konzentriert. Die bisherigen Sitzungen wurden zunächst dazu genutzt, eine Bestandsaufnahme der jeweiligen Positionen zu erarbeiten.

3.3 Umgang mit Saat-, Pflanz- und Erntegut, das in Spuren gentechnisch veränderte Organismen (GVO) enthält 

Der LAG vertrat mehrheitlich die Auffassung, dass die Verwendung von Saat-, Pflanz- und Erntegut, das in Spuren gentechnisch veränderte Organismen (GVO) enthält, gegen das Genehmigungserfordernis in § 14 Gentechnikgesetz verstößt, soweit für die in dem Material enthaltenen GVO keine Inverkehrbringensgenehmigung erteilt wurde. Der LAG diskutierte Vorschläge zu einer einheitlichen Ermessensausübung bei der sachgerechten Beseitigung von Pflanzenbeständen, die gentechnische Veränderungen enthalten. In Abstimmung mit dem Arbeitskreis der 
Ackerbaureferenten unter der Federführung des BMVEL erarbeitete der LAG für die Arten Mais, Raps, Zuckerrübe und Kartoffel in Abhängigkeit von verschiedenen Entwicklungsstadien Maßnahmen für den Vollzug. Der entsprechende Beschluss ist als Anlage 1 beigefügt.

3.4 Konzept für ein einheitliches Vorgehen bei der experimentellen gentechnischen Überwachung von GVO-Anteilen in konventionellem Saatgut

Der UA Methodenentwicklung des LAG erarbeitete im Berichtszeitraum Kriterien für die einheitliche Bewertung und Dokumentation von Untersuchungsergebnissen in der GVO-Saatgutanalytik und ergänzte damit das bestehende Konzept für ein einheitliches Vorgehen bei der experimentellen gentechnischen Überwachung von GVO-Anteilen in konventionellem Saatgut. Das vollständige Konzept findet sich unter http://www.rki.de/GENTEC/UAM/SAATGUT.PDF. 
3.5
Einrichtung einer öffentlichen Homepage für den LAG

Bereits Ende 2000 war mit dem Aufbau einer passwortgeschützten Internetseite für den LAG begonnen worden, die den Mitgliedern des LAG seit Frühjahr 2001 zur Verfügung steht. Im Berichtszeitraum wurde ein Konzept für eine öffentliche Homepage entwickelt. Entsprechende Texte zur Präsentation des LAG und seiner Arbeitsgremien wurden erarbeitet und beschlossen. Nach Kenntnisnahme des Nutzungskonzeptes durch die 29. ACK stimmte der LAG den Inhalten der öffentlich zugänglichen Homepage zu und sprach sich für deren Veröffentlichung aus. Die Homepage ist unter der Adresse www.hamburg.de/Behoerden/Umweltbehoerde/gen/oeffentlich/index.htm zu erreichen und mit der Homepage der UMK verlinkt. 

3.6
Aktualisierung des Brandschutzkonzeptes 

Aufgrund von bundesrechtlichen Änderungen hinsichtlich der Lagerung brennbarer Flüssigkeiten und Gase wurde eine Anpassung des vom LAG auf seiner 21. Sitzung beschlossenen Brandschutzkonzeptes beschlossen.

3.7
Mitwirkung von Vertretern des LAG in nationalen und internationalen Arbeitsgremien 

Mitglieder des LAG oder vom LAG benannte Ländervertreter sind in verschiedenen Gremien tätig bzw. nehmen einen Beobachterstatus und Berichtspflichten wahr. Dazu gehören:

-
BLAG „Monitoring” (alle Bundesländer)

· Joint European Enforcement Project (JEEP) (SH, HH)

· European Network of GMO Laboratories (ENGL) (HH)


· Umsetzung der Arhus Konvention (NRW)

· Biosafety Protocol (HB / SH)

· Nationale Arbeitsgruppe zur Umsetzung des Biosafety-Protokolls (BY)

· Beratungsgremien der EU (BY)

· Gemeinsame Arbeitsgruppen LAG / LANA – s. Punkt 3.2
(BY, HE, NRW, RP, SH) 

· bmbf-Förderschwerpunkt „Biologische Sicherheit gentechnisch veränderter Pflanzen“ (NI)

3.8
Anpassung der Geschäftsordnung 

Die geltende Geschäftsordnung wurde in zwei Punkten redaktionell geändert; der Beschluss wurde der UMK zur Kenntnis gegeben und ist als Anlage 2 beigefügt.

3.9
Umstellung auf elektronischen Schriftverkehr

In Anlehnung an andere Länderarbeitsgremien diskutierte der LAG auf seiner 25. Sitzung die Möglichkeiten des Einsatzes des elektronischen Schriftverkehrs. Die Umstellung auf elektronischen Schriftverkehr (Email) wurde grundsätzlich gebilligt, allerdings werden Vorgänge zwischen Bund und Ländern, bei denen die Länder vom Bund förmlich beteiligt werden müssen, von dieser Regelung ausgenommen.
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Der Vorsitz des Länderausschusses Gentechnik wird mit Beginn des Jahres 2004 turnusmäßig an Hessen übergehen. Der Vorsitz des Unterausschusses Vollzug und Fachfragen wird zum gleichen Zeitpunkt von Bayern übernommen. Der UA Recht verbleibt bis Frühjahr 2004 unter dem Vorsitz von Schleswig-Holstein. Der Unterausschuss Methodenentwicklung wird ab 2004 unter dem Vorsitz Brandenburgs tagen.

(Dr. Heino Niebel)

Anlage 1 zum Tätigkeitsbericht des LAG
Umgang mit Saat-, Pflanz- und Erntegut, das in Spuren gentechnisch veränderte Organismen enthält – pflanzenbauliche Aspekte

Beschluss

Der LAG nimmt das vorliegende Maßnahmenpapier zum „Umgang mit Saat-, Pflanz- und Erntegut, das in Spuren gentechnisch veränderte Organismen enthält – pflanzenbauliche Aspekte“ als Arbeitsergebnis des UA Vollzug und Fachfragen zur Kenntnis.

Begründung:

Im vorliegenden Papier werden für die Arten Mais, Raps, Zuckerrübe und Kartoffel in Abhängigkeit von verschiedenen Entwicklungsstadien entsprechende Maßnahmen für den Vollzug vorgeschlagen. Das Papier wurde abgestimmt mit dem Arbeitskreis der Ackerbaureferenten unter der Federführung des BMVEL.

Umgang mit Saat-, Pflanz- und Erntegut, das in Spuren gentechnisch veränderte Organismen enthält - pflanzenbauliche Aspekte 

Der Länderausschuss Gentechnik hat auf seiner 21. Sitzung am 16./17.05.2001 das Gutachten des Unterausschusses Recht zur Rechtslage beim Umgang mit Saat- und Erntegut, das gentechnisch veränderte Bestandteile enthält, zur Kenntnis genommen.

Danach verstößt die Verwendung von Saat- und Ernetgut, das in Spuren gentechnisch veränderte Organismen (GVO) enthält, gegen das Anmelde- und Genehmigungserfordernis in den §§ 8 bzw. 14 Gentechnikgesetz, soweit für die in dem Material enthaltenen GVO keine Inverkehrbringensgenehmigung erteilt wurde. Der Tatbestand des § 26 Abs. 1 Satz 2 Nr 1 bzw. Abs. 1 Satz 3 GenTG ist in allen untersuchten Fallvarianten erfüllt. § 26 Abs. 1 GenTG stellt die Anordnungen im Einzelfall in das Ermessen der Behörden („ob“). 

In Schreiben der Bundesministerinnen Schmidt und Künast Ende 2001 an die  für die Überwachung des Gentechnikgesetzes zuständigen Obersten Landesbehörden wird angeregt, Vorschläge oder Letlinien zu einer einheitlichen Ermessensausübung bei der sachgerechten Beseitigung („wie“) von Pflanzenbeständen, die gentechnische Veränderungen enthalten, zu erarbeiten. 

Im vorliegenden Papier werden für die Arten Mais, Raps, Zuckerrübe und Kartoffel in Abhängigkeit von verschiedenen Entwicklungsstadien entsprechende Maßnahmen für den Vollzug vorgeschlagen.

Das Papier wurde abgestimmt mit dem Arbeitskreis der Ackerbaureferenten unter der Federführung des BMVEL.

Mögliche Maßnahmen

1.

Grundsatz: 

Gentechnikrechtliche Anordnungen gegenüber einem landwirtschaftlichen Betrieb sollten im Benehmen mit den zuständigen landwirtschaftlichen Fachbehörden erfolgen. Das gilt insbesondere für Fragen des Umbruchtermins, der Bodenbearbeitung und der Wahl der Ersatzfrucht. Die konkret zu ergreifenden Maßnahmen sind abhängig von den natürlichen Standortfaktoren und den betrieblichen und betriebswirtschaftlichen Bedingungen. Dabei ist u.a. auch der eventuelle Verlust von Flächenprämie zu berücksichtigen.

2.

Mais (alle Nutzungsrichtungen, einschließlich Saatmais und Gemüsemais)

2.1
Aussaat bis 4-Blatt-Stadium

Der Umbruch sollte erst erfolgen, wenn alle Körner aufgelaufen sind. Nach dem Umbruch wird der Anbau von Sommergetreide, Futterpflanzen (außer Mais) oder Zwischenfrüchten zur Gründüngung empfohlen. Die Bodenbearbeitung zur Ersatzkultur hat so zu erfolgen, dass ein Weiterwachsen einzelner Pflanzen des umgebrochenen Maisbestandes ausgeschlossen werden kann. Dafür genügt in der Regel ein Arbeitsgang mit Grubber.

2.2
4-Blatt-Stadium bis Blüte

Erfolgt keine betriebliche Verwertung (z.B. als Grünmais), sind die Maßnahmen unter 2.1 anzuwenden. Je nach Höhe des Pflanzenbestandes ist vor dem Unterpflügen ein Abschlegeln des Maisbestandes angebracht. Der Anbau von Zwischenfrüchten, soweit möglich, wird empfohlen.

2.3
Ab Zeitpunkt Blüte

Verwertung im eigenen Betrieb (z.B. als Silomais in der Rinderfütterung oder als Körnermais in der Schweinefütterung) kann unter Berücksichtigung der Beschlussfassung des UA Recht vom 18./19.4.2002 zugelassen werden. Die Saatgutgewinnung ist zu untersagen. Die Aussaat zur Folgekultur kann betriebsüblich erfolgen. Eine adäquate Einarbeitung der Restbestände (Stoppelbearbeitung und Mulchen) ist zu gewährleisten.

3.
Raps (Sommer- und Winterform)

3.1
Aussaat bis Rosettenstadium

Der Umbruch sollte erst erfolgen, wenn alle Pflanzen aufgelaufen sind. Durch 1-2 malige flache Bodenbearbeitung (Scheibenegge, zapfwellengetriebene Egge) werden bereits aufgelaufene Pflanzen zerstört und andere zur Keimung angeregt. Eine tiefere Bodenbearbeitung ist nötig, um bereits applizierte Herbizide zu verdünnen und damit eine Schädigung der Ersatzfrucht zu vermeiden. Als Ersatzfrucht bieten sich solche Kulturen an, die mit rapsschädigenden Herbiziden (z.B. Wuchsstoffe) behandelt werden (Getreide); Kreuzblütler scheiden aus. 

3.2
Rosettenstadium bis eintretende Samenreife

Die Zerstörung des Bestandes erfolgt zunächst durch Abschlegeln und anschließendes sauberes Unterpflügen des gemulchten Materials. Raps, der kurz vor der Samenreife steht, kann auch abgehäckselt werden. Die Wahl der Ersatzfrucht erfolgt nach Maßgabe von Ziffer 3.1. Bei einem späten Umbruchtermin dürfen keine Arten aus der Familie der Kreuzblütler angebaut werden.

3.3
Ab eintretender Samenreife 

Rapsbestände sind bei Erreichen der Reife zu ernten. Maßnahmen zur Verlustminderung bei der Ernte müssen ergriffen werden (techn. Ausstattung des Mähdreschers, Einstellung des Dreschkorbes, Drusch des taufeuchten Bestandes, Drusch mit dem Strich, möglichst frühzeitiger Druschzeitpunkt). Direkt nach der Ernte ist eine Bodenbearbeitung zu unterlassen, bis die erste Welle der ausgefallenen Rapskörner gekeimt hat. Anschließend erfolgt in einem ausreichenden zeitlichen Abstand eine 1- bis 2-malige flache Bearbeitung des Feldes (Spatenrollegge, Dynadrive), um einen möglichst hohen Anteil des ausgefallenen Rapses zur Keimung zu bringen. Die Bodenbearbeitungsmaßnahmen zu den im Rahmen der Fruchtfolge angebauten Kulturen können betriebsüblich erfolgen. Eine Verwertung des GVO-haltigen Erntegutes im eigenen Betrieb ist in der Regel nicht möglich, da betriebliche Verwertungsmöglichkeiten fehlen. Hier bietet sich unter Berücksichtigung der Beschlussfassung des UA Recht vom 18./19.4. die Verarbeitung zu Biodiesel an. 

4.
Rüben (Zucker- und Futterrüben)

Rüben sind zweijährig, sie bilden im ersten Jahr (Nutzungsjahr für den Landwirt) nur den Rübenkörper aus. Ein Samenstand kann jedoch durch kühle Witterung (Schosserrüben) oder Unkrautrüben (austreibender Rübenkörper oder Samen aus früherem Anbau) gebildet werden.

4.1
Aussaat bis beginnende Bildung des Rübenkörpers

Der Umbruch sollte erst erfolgen, wenn alle Körner aufgelaufen sind. Nach dem Umbruch wird der Anbau von Sommergetreide, Futterpflanzen oder Zwischenfrüchten zur Gründüngung empfohlen. Die Bodenbearbeitung zur Ersatzkultur hat so zu erfolgen, dass ein Weiterwachsen einzelner Pflanzen des umgebrochenen Rübenbestandes ausgeschlossen werden kann, das ist auch in der Regel durch eine pfluglose Bearbeitung gegeben. 

4.2
Bildung des Rübenkörpers bis Ernte

Auf der Bestandsfläche sind die Schosser vor der Blüte konsequent zu beseitigen. Die Ernte sollte möglichst spät (große Rübenkörper, dadurch weniger Siebverluste) erfolgen. Eine innerbetriebliche Verwertung ist möglich. In diesem Fall wird auch die Bergung des Rübenblattes empfohlen. Reine Ackerbaubetriebe ohne Viehhaltung sollten die Rüben nach der Ernte mit Hilfe eines Häckslers mechanisch zerkleinern und mit einem Stallmiststreuer gleichmäßig als organischen Dünger auf den Betriebsflächen verteilen.

5.

Kartoffel

Die Überdauerungswahrscheinlichkeit generativer und vegetativer Vermehrungsorgane ist gering. Aus Sämlingen sich entwickelnde Knollen sind so klein, dass sie beim Roden auf dem Feld verbleiben und nicht verschleppt werden. Vegetativ aus einer Mutterknolle entstehende Pflanzen werden im Rahmen der Fruchtfolge chemisch oder mechanisch beseitigt.









24. Sitzung, Anlage zu TOP 4.1
Anlage 2 zum Tätigkeitsbericht des LAG
Geschäftsordnung

Beschluss

In Teil 6 (Nachgeordnete Arbeitsgremien) der gültigen Geschäftsordnung werden folgende Änderungen/ Ergänzungen eingefügt:

6.1
Der LAG hat drei ständige Unterausschüsse, den Unterausschuss „Recht“, den Unterausschuss „Vollzug und Fachfragen“ und den Unterausschuss „Methodenentwicklung“. Diese wählen ihren Vorsitzenden in der Regel für eine Dauer von 2 Jahren. Der LAG ist über jeden Wechsel im Vorsitz zu unterrichten.
Begründung:
Die Erweiterung der Arbeitsgremien um einen ständigen Unterausschuss „Methodenentwicklung“  macht eine Anpassung der Geschäftsordnung erforderlich.

6.3
Bei Bedarf kann der LAG oder einer seiner Unterausschüsse zu den ständigen Unterausschüssen nachgeordnete ad-hoc Arbeitsgruppen einrichten. Deren Dauer ist auf 1 Jahr zu befristen und das zu bearbeitende Thema ist präzise zu fassen. Für die Weiterführung einer ad-hoc Arbeitsgruppe über diesen Zeitraum hinaus ist die Zustimmung der ACK erforderlich. Die Zahl der ad-hoc Arbeitsgruppen darf das unbedingt notwendige Maß nicht überschreiten.

Begründung:

Bestätigung der praktizierten Vorgehensweise, z.B. anlässlich der kürzlich erfolgten Einberufung einer ad-hoc Arbeitsgruppe zum Thema „gentechnisch verunreinigtes Saat- und Erntegut“ durch den UA-Vollzug  durch Anpassung der Geschäftsordnung.









23. Sitzung, Anlage zu TOP 6.1
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